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Mobilität zählt zu unseren Grundbedürf-

nissen. Sie ist essenzieller Bestandteil

unserer Lebensqualität und Vorausset-

zung für Wohlstand und Beschäftigung.

Ohne ein reibungslos funktionierendes

Verkehrssystem wäre Deutschland nicht

eine der weltweit führenden stabilen In-

dustrie- und Dienstleistungsnationen.

Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sind

gefordert, unsere hoch entwickelte Mo-

bilitätskultur und unseren Standortvorteil

zu bewahren.

Denn Mobilität ist nicht selbstverständlich.

Sie muss erhalten und ausgebaut werden

– durch leistungsfähige innovative Unter-

nehmen, ausgezeichnete Verkehrsinfra-

struktur, eine nachhaltige Energiebasis

und richtige Rahmenbedingungen. 

Die Verkehrswirtschaft leistet ihren Beitrag

für eine nachhaltige, bezahlbare und in-

novative Mobilität. Dazu ist sie jedoch

auf die Unterstützung der Politik ange-

wiesen.

Aufgabe von Bund, Ländern und Kom-

munen ist es, den optimalen Rahmen für

ein Gesamtsystem zu setzen, in dem be-

zahlbare Mobilität nachhaltig gedeihen

kann und ein fairer Interessensausgleich
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zwischen den wirtschaftlichen Notwen-

digkeiten und den Anliegen der Bürger

stattfindet. Denn ohne Akzeptanz sind

viele notwendigen Maßnahmen zur Ver-

besserung unseres Verkehrssystems nicht

möglich. 

Das Deutsche Verkehrsforum appelliert

an die politischen Entscheidungsträger,

die richtigen Weichen mit folgender Aus-

richtung zu stellen: 
� zielgerichtete Investition in Erhalt und

Aus- und Neubau der Verkehrswege,
� schlüssiges Gesamtkonzept zur effizi-

enten Finanzierung der Verkehrsinfra-

struktur, 
� wirkungsvoller Klimaschutz mit fairem

Ausgleich von Ökologie und Ökonomie,
� nachhaltige und bezahlbare Energie-

versorgung sowie Einsatz alternativer

Antriebe und Kraftstoffe,

� effektive Lärmminderung im Konsens

aller Beteiligten,
� vernetzte Mobilitätsangebote durch

starken ÖPNV und aussagekräftige

Verkehrsinformationen,
� Reduzierung von Verkehrsunfällen, 
� Stärkung und Vermarktung des Logis-

tikstandortes Deutschland,
� faire internationale Wettbewerbsbe-

dingungen in einem harmonisierten

und liberalisierten europäischen Markt.

Die Mitglieder des Deutschen Verkehrs-

forums stehen gerne bereit zur Unter-

stützung einer Politik für Mobilität und

für einen starken Standort Deutschland. 

Klaus-Peter Müller

Vorsitzender des Präsidiums
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Deutschland verfügt über 230.800 km

übergeordnete Straßen, 37.700 km Schie-

nen, 7.700 km Bundeswasserstraßen so-

wie bedeutende internationale Verkehrs-

flughäfen, See- und Binnenhäfen. Dieses

enge Infrastrukturnetz bildet das Rück-

grat unserer arbeitsteiligen Volkswirtschaft,

es sichert Wohlstand, Beschäftigung und

Lebensqualität. Doch seit Jahren tut sich

ein Dilemma auf: Die Belastung der Ver-

kehrswege steigt, während die Leistungs-

fähigkeit sinkt. Mittlerweile besteht eine

Instandhaltungslücke von jährlich rund

7,2 Milliarden Euro, verursacht durch

unterlassene Investitionen. 

Die öffentliche Hand ist gefordert, ihre

aus der Daseinsvorsorge abgeleitete Ver-

antwortung für die uneingeschränkte

Nutzbarkeit von Verkehrswegen und 

-knoten besser als bisher wahrzunehmen.

Allein der Bund muss jährlich mindestens

vier Milliarden Euro mehr als bisher in

Straßen, Schienen und Wasserwege inve-

stieren. 

Um die Mobilität der Bürger und die Wett-

bewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu erhal-

ten, ist ein langfristiges Finanzierungskon-

zept erforderlich, das die Beiträge der

öffentlichen Hand, der Privatwirtschaft

und der Verkehrsnutzer zu einem opti-

malen Ergebnis bündelt und die Mobilität

für Bürger und Unternehmen bezahlbar

hält. Dazu muss das »Zukunftsprogramm

Verkehrsinfrastruktur« des Deutschen

Verkehrsforums (www.verkehrsforum.de/

positionen) in folgenden Schritten umge-

setzt werden: Effizient erhalten und be-

treiben, stringent priorisieren, nachhaltig

finanzieren, zügig realisieren und mehr

investieren. 
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Effizient erhalten und betreiben
� Erhalt muss Vorrang vor Neubau ha-

ben. Die Erhaltung der Verkehrswege

ist durch eine betriebswirtschaftlich

und lebenszyklusorientierte Planung

und Bewirtschaftung zu sichern, die

sich an Qualitätsstandards orientiert. 

� Finanzmittel der Leistungs- und Finan-

zierungsvereinbarung (LuFV) für das

Bestandsnetz der Bundesschienenwege

bedarfsgerecht erhöhen. Gleichzeitig

müssen auch ähnliche Lösungen für

nichtbundeseigene Eisenbahnen mit

Fernverkehrsrelevanz geschaffen wer-

den, ohne dass dies zulasten der öffent-

lichen Mittelausstattung für die Bun-

desschienenwege geht.

� Erhaltungsmittel für die Bundesfern-

straßen längerfristig sichern. Im Sinne

einer »LuFV Straße« müssen die vor-

handenen Pilotprojekte ausgebaut und

um echte Finanzierungsreformen er-

gänzt werden. Langfristig sind Erhal-

tungskreisläufe mit überjähriger Mittel-

bindung und einem einheitlichen Rech-

nungs- und Berichtswesen von Bund

und Ländern sicher zu stellen. 

� Bedarfsgerechtes Kernnetz bei der Um-

setzung der Reform der Wasser- und

Schifffahrtsverwaltung gewährleisten.

� Vorhandene Infrastruktur effizienter

nutzen. Intelligente, standardisierte

Verkehrsleit- und Informationssysteme,

ohne unnötige Regularien und Büro-

kratie flächendeckend ausbauen und

bundesweit vernetzen. Einheitlichen

europäischen Luftraum (SES) zügig

vollenden und wettbewerbsfähige

Betriebszeiten an internationalen

Verkehrsflughäfen in Deutschland

gewährleisten.

� Verkehrsinfrastruktur modernisieren, 

u.a. durch Aufrüstung Intelligenter

Verkehrsmanagementsysteme wie

ERTMS, SESAR und RIS.

� Behinderungen minimieren. Störfall-

und Baustellenmanagement der Ver-

kehrsinfrastruktur länderübergreifend

abstimmen und optimieren.

Stringent priorisieren
� Verkehrsinfrastrukturpolitik am Nutzen

und verkehrlicher Gesamtwirkung aus-

richten. Dazu zählt vor allem die Ermitt-
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lung des verkehrlichen Bedarfs und die

anschließende Priorisierung von Ver-

kehrsinfrastrukturmaßnahmen von Aus-

bau- und Erhaltungsprojekten nach

ihrer größtmöglichen verkehrsbetrieb-

lichen (Zuverlässigkeit, Verfügbarkeit

und Verkehrssicherheit des Netzes)

und volkswirtschaftlichen Wirkung.

� Regelmäßigen Verkehrsinfrastruktur-

bericht für alle Netze erstellen. Damit

kann Transparenz hinsichtlich des Zu-

standes des Verkehrswegenetzes ge-

schaffen werden. Als Entscheidungs-

grundlage müssen alle zwei Jahre an-

hand der vorhandenen Informationen

von Bund, Ländern und Kommunen

die Schwachstellen des vorhandenen

Netzes und der Ausbaufortschritt do-

kumentiert werden. 

� Bundesverkehrswegeplan 2015 zum

strategischen Instrument mit stringen-

ten Prioritäten und Brückenschlag zur

Finanzierbarkeit weiter entwickeln. Not-

wendig sind die Ausrichtung der Inves-

titionen auf den tatsächlichen Bedarf

und das Kosten-Nutzen-Verhältnis so-

wie Beseitigung der im Verkehrsinfra-

strukturbericht identifizierten Engpässe.

� Bundesmittel für Verkehrsinfrastruktur

auf nationale Prioritäten und verkehrli-

che Gesamtwirkung ausrichten. Der

Großteil der Gelder muss in bundes-

weit bedeutsame Infrastruktur fließen

und eindeutig von den Mitteln für re-

gional bedeutsame Infrastruktur abge-

grenzt werden. Ebenso ist eine länder-

übergreifende Durchfinanzierung und

Umsetzung von Großprojekten sowie

von Einzelmaßnahmen in wichtigen

Verkehrskorridoren und -knoten sicher

zu stellen. 

� Nachsteuerung bei Investitionsplanung

ermöglichen. Die regelmäßige Bedarfs-

planüberprüfung muss stärker zur Prio-

risierung genutzt werden. Auf kurz-

und mittelfristige Entwicklungen ist

mit ausfinanzierten Investitionsplänen

zu reagieren (z.B. Brückensanierungs-

programm).

� Güterverkehr stärker berücksichtigen.

Das heißt insbesondere Stärkung der

Seehafen-Hinterlandverkehre, nachfra-

gegerechter Ausbau der seewärtigen

Hafenzufahrten, leistungsfähige Ver-

bindung von Logistikhubs sowie Er-

tüchtigung zentraler Wasserstraßen.

Deutsches Verkehrsforum
www.verkehrsforum.de
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� Flughafenkonzept neu auflegen. Der

Bund trägt eine Gesamtverantwortung

für die Zukunftsfähigkeit des Luftver-

kehrsstandortes Deutschland. Beson-

deres Augenmerk ist auf eine bedarfs-

gerechte Infrastruktur der Drehkreuze

und auf die optimale Anbindung auch

an den Schienenverkehr zu legen. Das

volkswirtschaftliche Potenzial der Flug-

häfen muss ausgeschöpft werden. 

Nachhaltig finanzieren
� Finanzmittel für Verkehrswege vom

Haushaltsjahr lösen und Überträge

ermöglichen, zum Beispiel über Fonds-

lösungen oder Finanzierungsvereinba-

rungen in Verbindung mit Verpflich-

tungsermächtigungen.

� Finanzierungskreisläufe für die Ver-

kehrsträger weiterentwickeln. Kern-

punkte dabei sind die überjährige Pla-

nungs- und Finanzierungssicherheit,

die Zweckbindung der Einnahmen aus

dem Verkehrsbereich und die Transpa-

renz über deren Verwendung.

� Kompetenzen der Verkehrsinfrastruk-

turfinanzierungsgesellschaft VIFG er-

weitern. Die VIFG muss eine Krediter-

mächtigung zur Abfederung von

Schwankungen bei der Finanzierung

erhalten. Künftig könnte die VIFG u.a.

auch Sonderfonds verwalten und die

überjährige Verwendung von Finanz-

mitteln gewährleisten.

� Geeignete Instrumente der Doppik nut-

zen. Investitionen, Abschreibungen

und Betriebskosten in den öffentlichen

Haushalten müssen verknüpft werden,

um die Qualität und den Wert der Ver-

kehrswege zu bewahren. Zur Etablie-

rung des Prinzips »Lebenszyklus statt

Kameralistik« ist auch mehr unterneh-

merische Flexibilität in der Verwaltung

notwendig. 

� Privates Kapital stärker beteiligen. Er-

gänzend zur Infrastrukturfinanzierung

Politische Handlungsempfehlungen 2013plus
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durch die öffentliche Hand müssen

Öffentlich-Private-Partnerschaften (ÖPP)

fair geprüft und stets genutzt werden,

wenn dadurch Projekte rascher und

effizienter realisiert und betrieben so-

wie Qualitätsverbesserungen erreicht

werden können. 

Zügig realisieren
� Baureife für bedeutende Verkehrspro-

jekte schneller schaffen und Kosten

senken. Das heißt vor allem, dass EU-

Vorschriften bei der Umsetzung in na-

tionales Planungsrecht nicht übererfüllt

werden dürfen. Außerdem sind trans-

parente und bundesweit einheitliche

Bewertungsmaßstäbe für Umweltver-

träglichkeitsprüfungen einzuführen.

� Planungskostenfinanzierung verbessern.

Die Planungskostenpauschale bei der

Schiene ist regelmäßig dem realen Be-

darf anzupassen. Verkehrsträgerüber-

greifende Planungsfonds sollten eine

Vorratsplanung ermöglichen und so

die Baureife neuer Projekte auf Bun-

des- und Landesebene beschleunigen.

� Gesamtverantwortung für die Errich-

tung von Bundesfernstraßen von euro-

päischer bzw. nationaler Bedeutung

auf den Bund übertragen. Mittels einer

entsprechenden Öffnungsklausel im

Grundgesetz könnten Projekte dadurch

ganzheitlich durchfinanziert und -ge-

plant werden.

� Frühzeitige Bürgerbeteiligung (»Public

Governance«) mit Vorrang für die Inter-

essen der direkt betroffenen Bürger ge-

genüber Verbandsklagen. Akzeptanz

von Verkehrsinfrastrukturprojekten

durch transparente Planungs-, Geneh-

migungs- und Ausschreibungsverfah-

ren steigern.

Mehr investieren
� Bundesmittel für Investitionen in Ver-

kehrswege auf mindestens 15 Milliar-

den Euro pro Jahr verstetigen. Insbeson-

dere muss die bedarfsgerechte Absiche-

rung des Erhalts der Verkehrsinfrastruk-

tur gewährleistet werden.

� Kommunen finanziell stärken. Bund

und Länder müssen Städte und Ge-

meinden dabei unterstützen, die kom-

munale Verkehrsinfrastruktur zu erhal-

ten und aufzuwerten.

Deutsches Verkehrsforum
www.verkehrsforum.de
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Die deutsche Verkehrswirtschaft hat beim

Umwelt- und Ressourcenschutz beachtli-

che Erfolge erzielt. Der Energieverbrauch

des Sektors ist 1999 bis 2010 gesunken

– bei gleichzeitig deutlich gestiegener Ver-

kehrsleistung. Auch die CO2-Emissionen

des Verkehrs nahmen in Deutschland

zwischen 1990 und 2010 um 5,6 Pro-

zent ab. Ein Kernziel bleibt, die Umwelt-

bilanz weiter nachhaltig zu optimieren.

Dabei müssen Klima- und Umweltschutz-

belange mit dem Erhalt von Wettbewerbs-

fähigkeit und Arbeitsplätzen in Einklang

gebracht werden. Die klimapolitische Vor-

reiterrolle Deutschlands darf nicht über-

strapaziert werden – Mobilität muss be-

zahlbar bleiben.

Durch Ausschöpfung des verbliebenen

Effizienzpotenzials konventioneller Ver-

bennungsmotoren sowie die Entwicklung

alternativer Antriebe und Kraftstoffe wird

der Verkehr zunehmend klimaschonend

organisiert. Für flächendeckende und be-

zahlbare Mobilität sind konventionelle An-

triebe und Kraftstoffe auf mittlere Sicht

unverzichtbar. Die Umstellung der Ener-

giebasis des Verkehrs ist eine langfristig

angelegte Aufgabe. Aber dieser Prozess

ist eingeleitet und erfordert schon heute

konsequente Investitionen. Neben grü-

nem Strom werden auch flüssige und

gasförmige Kraftstoffalternativen benö-

tigt. Einen großen Beitrag zur effizienten

Gestaltung des Verkehrssystems leisten

außerdem der Schienenverkehr und der

Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV),

u.a. durch einen hohen Anteil erneuerba-

rer Energien. Innovationen im Bereich

alternativer Kraftstoffe und Antriebe für

diesen Verkehrsträger sind ebenfalls zu

unterstützen.

Eine weitere Zukunftsaufgabe ist die Re-

duktion von Verkehrslärm. Damit Verkehrs-

lärm nicht zu einem Entwicklungshemm-

nis für den Mobilitätsstandort Deutsch-

land wird, brauchen wir ein Programm

für die Lärmreduzierung und einen gesell-

schaftlichen Konsens über wichtige Inves-

titionen in die Verkehrsinfrastruktur. Das

Deutsche Verkehrsforum hat dazu einen

umfassenden »Aktionsplan Verkehrslärm«

vorgelegt (www.verkehrsforum.de/

positionen).
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Klimaschutz wirkungsvoll und fair

gestalten
� Effizienz, Vernetzung und technologi-

sche Innovationen fördern. Forschungs-

und Entwicklungsvorhaben, die zur

Verbesserung der Umweltbilanz des

Verkehrs beitragen, müssen noch stär-

ker politisch flankiert werden. Auch

Entlastungen bei Steuern und Abga-

ben sind gezielt einzusetzen. Der be-

darfsgerechte Ausbau der Infrastruk-

tur, die Vernetzung der Verkehrsträger

und die rasche Verwirklichung des

Single European Sky (SES) sind eben-

falls unabdingbar, um die politisch

festgelegten Klimaschutzziele zu er-

reichen.

� Keine einseitige Anhebung der gel-

tenden CO2-Ziele durch die EU oder

Deutschland.

� Reale Innovationszyklen beachten, tech-

nisch-ökonomische Machbarkeiten be-

rücksichtigen, innovationsfördernde

Instrumente nutzen und Wettbewerbs-

verzerrungen vermeiden – vor allem,

wenn CO2-Grenzwerte für Pkw und

leichte Nutzfahrzeuge durch die EU

fortgeschrieben und neue Umwelt-

schutzmaßnahmen für schwere Nutz-

fahrzeuge ergriffen werden.

� Keine nationalen Alleingänge. Die Um-

setzung des Emissionshandels (ETS)

nur für innereuropäische Flüge ist kli-

mapolitisch fast wirkungslos, führt

aber zu Wettbewerbsnachteilen euro-

päischer Luftverkehrsunternehmen.

� Seeverkehr nicht in das EU-Emissions-

handelssystem einbeziehen, sonst dro-

hen internationale Wettbewerbsverzer-

rungen.

� Mehrfachbelastungen des elektrischen

Schienenverkehrs durch ETS, EEG und

Energiesteuer beseitigen. 

� Keine weiteren Belastungen für die

Verkehrswirtschaft durch die Novellie-

rung des EEG.

Elektromobilität ausbauen
� Förderung der Elektromobilität realis-

tisch, effizient und mit einer langfristi-

gen Perspektive fortsetzen. Speicher-

technologie, Leuchtturmprojekte, Nor-

mierung, Infrastruktur sowie Informa-

tions- und Kommunikationstechnolo-

Politische Handlungsempfehlungen 2013plus
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gien bleiben im Fokus. Künftige För-

derschwerpunkte sind frühzeitig zu

planen und zu kommunizieren. Erkennt-

nisse aus den Schaufensterprojekten

müssen zeitnah beim Markthochlauf

berücksichtigt werden.

� Ladeinfrastruktur bedarfsgerecht aus-

bauen. Dazu sind die Abstimmung ei-

nes nationalen Fahrplans und die ge-

zielte Förderung notwendig. 

� Konsequente Umsetzung der mone-

tären und nicht-monetären Anreize,

die im Rahmen der Nationalen Platt-

form Elektromobilität entwickelt wur-

den. Überprüfung der Wirksamkeit der

Instrumente vor Beginn des Markthoch-

laufs. 

� Kostenbelastung durch Umstellung

auf grünen Bahnstrom durch geeigne-

te steuerliche Maßnahmen abfedern.

� Technische Lösungen für Hybridantrie-

be im Schienenverkehr, Pufferspeicher

für Fahrstrom, Rückgewinnung von

Bremsenergie und energieeffizienten

Betrieb fördern. Die Zulassung solcher

Innovationen muss möglichst zügig

und effizient organisiert werden.

� Anforderungen von Carsharing bei

städtebaulichen und stadtplanerischen

Überlegungen einbeziehen. 

� Auf Technologieoffenheit bei der För-

derung des gesamten Antriebs- und

Kraftstoffspektrums achten.

Alternative Kraftstoffe 

weiterentwickeln
� Zugang zu nachhaltigen alternativen

Energiequellen für den Verkehrssektor

in Deutschland konsequent erschließen.

Notwendig ist ein Gesamtkonzept, das

sich an folgenden Zielgrößen orientiert:

CO2-Senkung, Nachhaltigkeit, Kraft-

stoffqualität, Versorgungssicherheit,

Bezahlbarkeit und gesellschaftliche

Akzeptanz.

� Verlässlichkeit und Transparenz bei der

weiteren Einführung von alternativen

Kraftstoffen schaffen, um Planungs-

sicherheit für Anbieter und Nutzer zu

gewährleisten. Die Mobilitäts- und

Kraftstoffstrategie der Bundesregie-

rung muss stetig fortgeschrieben, klar

kommuniziert und mit allen Beteiligten

koordiniert werden.

Deutsches Verkehrsforum
www.verkehrsforum.de
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� Forschung, Entwicklung und Investi-

tionen für Biokraftstoffe der zweiten

und dritten Generation auf deutscher

und europäischer Ebene fördern. 

� Nachhaltigkeitsanforderungen für

Biokraftstoffe langfristig international

fortschreiben und Einhaltung sichern.

Kappungsgrenze für die Beimischung

von Biokraftstoffen der ersten Gene-

ration EU-rechtlich verankern.

� Anreize für Erdgas (LNG, CNG), Bio-

methan und Autogas (LPG) ausgewo-

gen aufrecht erhalten. Die Ermäßigung

der Energiesteuer auf Erdgas sollte

über das Jahr 2018 hinaus fortgeführt

werden bis ein Marktanteil von 4%

am Kraftstoffmarkt erreicht wird.

� LNG, CNG, Hybridantrieb und langfris-

tig Brennstoffzellenantrieb zur Weiter-

entwicklung der Kraftstoffbasis auch

für schwere Nutzfahrzeuge berücksich-

tigen. 

� Schritte zum Ausbau einer Betan-

kungsinfrastruktur für LNG, CNG und

Wasserstoff zwischen nationaler und

europäischer Ebene abstimmen. Inves-

titionslasten beim Aufbau der Infra-

strukturen für alternative Kraftstoffe

nicht einseitig den konventionellen

Tankstellennetzen auferlegen.

� Neue Antriebe und Kraftstoffe für den

Schienenverkehr und Öffentlichen Per-

sonennahverkehr (ÖPNV) fördern. 

� Internationale Rohstoffpartnerschaften

und Technologiepartnerschaften zur

Entwicklung, Standardisierung und Zu-

lassung von Biokerosin für den Luftver-

kehr aufbauen.

� Potenzial von LNG als Schiffskraftstoff

nutzen und Aufbau der Betankungsin-

frastruktur fördern. Die Bundesregie-

rung sollte auf einen Aktionsplan hin-

wirken, der alle Maßnahmen mit Blick

auf die Markteinführung und die nöti-

gen Investitionen bündelt. 
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Lärm vermeiden
� Aktionsplan des Deutschen Verkehrs-

forums zur Verkehrslärmreduktion

konzertiert umsetzen.
� Konsens für Mobilität und Lärmschutz

stärken. Beteiligung und Transparenz,

aber auch Planungssicherheit und zeit-

naher Vollzug von Infrastrukturmaß-

nahmen, müssen verbessert werden.

� Planungssicherheit schaffen. Lärmmin-

derungsziele müssen frühzeitig defi-

niert und festgeschrieben werden. Bei

der Festsetzung von Lärmgrenzwerten

für Fahrzeuge sind die Umsetzungs-

fristen mit Entwicklungs-, Produktions-

zyklen und Marktdurchdringung abzu-

gleichen.

� Lärm effektiv vorzugsweise an der

Quelle reduzieren. Die Mobilitätsunter-

nehmen modernisieren zügig ihre Flot-

ten. Ergänzend sind Maßnahmen an

der Infrastruktur und am Schallausbrei-

tungsweg erforderlich. Bei gemeinsa-

men Lärmbrennpunkten mehrerer Ver-

kehrsträger sollten Fördermittel gebün-

delt zum Einsatz kommen.

� Europäische Lösungen schaffen. Der

Bund muss auf ein europäisches Um-

rüstungsprogramm für bestehende

Güterwagen von Grauguss- auf Ver-

bundstoffbremssohlen hinwirken. Die

Zulassung und Weiterentwicklung der

LL-Sohle für die Senkung der Umrüs-

tungskosten bei Bestandsgüterwagen

ist zu beschleunigen.

� Anreizprogramm für die Umrüstung

der Güterwagen muss die erhöhten

Betriebskosten umgerüsteter Güter-

wagen berücksichtigen.

� Anhebung der Bundesmittel für Lärm-

sanierung. Lärmarme Straßenbeläge

zügig in Regelwerke aufnehmen und

bei Vergaben der öffentlichen Hand

berücksichtigen.

� Wettbewerbsfähigkeit von Flughäfen

und Fluggesellschaften bei der Gestal-

tung der Betriebszeiten der Flughäfen

berücksichtigen. 

� Förderprogramm für emissionsärmere

Schiffsmotoren weiterentwickeln. Die

Senkung von Lärmemissionen ist in die

Förderung einzubeziehen und der Um-

stieg auf lärmarme Stromversorgung

und Landstrom – wo wirtschaftlich

sinnvoll – zu fördern.

� Lärmwirkungsforschung ausbauen,

Kapazitäten an Universitäten und For-

schungsinstituten ausbauen. 

Deutsches Verkehrsforum
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Als Exportnation profitiert Deutschland

erheblich vom ungebrochenen Wachs-

tumstrend nationaler und internationaler

Warenströme. Mit 2,8 Millionen Arbeits-

plätzen und einem Umsatz von knapp

223 Milliarden Euro stellt Deutschland

mit Abstand den bedeutendsten Logistik-

markt in Europa dar. 

Politik und Wirtschaft sind gefordert, die-

ses hocheffiziente Güterverkehrssystem

noch effizienter und wettbewerbsfähiger

zu machen. Im Sinne einer integrierten

Standortförderung muss der Aktionsplan

»Güterverkehr und Logistik« der Bundes-

regierung gemeinsam von Politik und Ge-

werbe umgesetzt und weiter entwickelt

werden. Wesentliche Aspekte sind dabei

der bedarfsgerechte Ausbau von Verkehrs-

infrastruktur, der Einklang von Ökonomie

und Ökologie, bessere Arbeitsbedingun-

gen und ein leistungsfähiger Kombinier-

ter Verkehr. 

Von entscheidender Bedeutung für die

Zukunft des Wirtschaftsstandortes

Deutschland bleibt die Leistungsfähigkeit

von Häfen und Flughäfen sowie deren

Anbindungen. Deshalb muss das Natio-

nale Hafenkonzept zügig verwirklicht

werden. Frachtflüge müssen auch nachts

möglich bleiben. 

Eine sichere Lieferkette ist für die Logis-

tikwirtschaft elementar. Terrorschutzmaß-

nahmen müssen daher gezielt und be-

darfsgerecht ausgestaltet werden, ohne

die Funktionsfähigkeit der Lieferketten

und damit die Versorgungsfunktion ein-

zuschränken. Das Deutsche Verkehrsfo-

rum fordert risikobasierte Kontrollansätze,

bei denen im Rahmen einer Risikoanalyse

der Gefährdungsgrad bewertet und die

Schutzziele festgelegt werden.

Politische Handlungsempfehlungen 2013plus
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Aktionsplan zielstrebig umsetzen
� Effizienz des Güterverkehrssystems

steigern. Die Hauptbelastungsstrecken

für den Güterverkehr müssen gezielt

und bedarfsgerecht ausgebaut werden.

Bauvorhaben bei Schiene und Wasser-

straße, aber auch bei der Straße, sind

konsequent zu priorisieren. Dabei müs-

sen auch der Netzgedanke und die

Entwicklungsperspektive der Infra-

strukturen Berücksichtigung finden. 

� Logistikstandort Deutschland stärken.

Unter anderem muss das Nationale

Hafenkonzept umgesetzt, die Vermark-

tung des Logistikstandorts Deutsch-

land weitergeführt und eine Sicher-

heitsstrategie für die Güterverkehrs-

und Logistikwirtschaft implementiert

werden.

� Einklang von Ökologie und Ökonomie

herstellen. Der CO2-Ausstoß des Gü-

terverkehrs muss weiter gesenkt wer-

den. Bei der ökologischen Regulierung

sollte der Gesetzgeber aber Augen-

maß bewahren und staatlich admini-

strierte Verteuerungen des Waren-

transports vermeiden. Erfolgreiche

Anstrengungen der Unternehmen bei

Emissionssenkung und Lärmvermei-

dung müssen durch staatliche Förder-

maßnahmen aktiv unterstützt werden. 

� Arbeitsbedingungen verbessern. Es

bleibt eine wichtige Aufgabe, den Park-

platzmangel an Bundesautobahnen zu

beseitigen, damit Lkw-Fahrer ihre Ar-

beit sicher und angemessen verrichten

können. Der Einsatz von Telematik und

Einbindung von privaten Investoren

kann dies beschleunigen. 

� Aus- und Weiterbildung internationali-

sieren. Die gegenseitige Anerkennung

der Abschlüsse auf EU-Ebene ist zu

forcieren. Allerdings muss das hohe

Ausbildungsniveau in den deutschen

Betrieben gewährleistet bleiben.

� Leistungsfähigkeit der deutschen

Häfen erhalten. Die Bundesregierung

sollte die Bestrebungen der Europäi-

schen Kommission zur Regelung des

Marktzugangs bei Hafendienstleistun-

gen (»Port Package III«) kritisch hinter-

fragen. 

� Luftfrachtstandort Deutschland stärken

und wettbewerbsfähige Betriebszeiten

Politische Handlungsempfehlungen 2013plus
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sicher stellen. Deutschland braucht

eine nachtoffene Flughafeninfrastruk-

tur, um als Luftfracht- und Passage-

standort mit der globalen Entwicklung

Schritt halten zu können. Der Bund

muss gemeinsam mit den Ländern den

Nachtflugbetrieb an den betreffenen-

den deutschen Flughäfen absichern.

� Einsatz von Lang-Lkw ergebnisoffen

prüfen. Ziel des aktuellen Feldversuchs

muss sein, Effizienzgewinne und Ein-

sparpotenziale im Straßenverkehr zu

quantifizieren und Klarheit über die

Mindestanforderungen zu schaffen.

Letzteres betrifft insbesondere die In-

frastruktur, die technische Ausrüstung

von Lang-Lkw, den Einsatz der Fahr-

zeugkombinationen im vernetzten

Verkehrssystem, die Auswirkungen auf

die Verkehrssicherheit und die Qualifi-

kation des Fahrpersonals. Besonders

wichtig sind ein hohes Sicherheitsni-

veau und die Vermeidung von Kanni-

balisierungseffekten gegenüber dem

kombinierten Güterverkehr.

Kombinierten Verkehr unterstützen
� Kombinierten Verkehr (KV) fördern.

Damit der KV weiterhin seinen Beitrag

zur Optimierung des Verkehrssystems

und einer verbesserten Umweltbilanz

leisten kann, sind die Rahmenbedin-

gungen und finanzielle Ausstattung zu

verbessern. In der novellierten KV-För-

derrichtlinie sind bereits wesentliche

Elemente enthalten, die den Auf- und

Ausbau praxisgerechter Terminaldiens-

te fördern. Akzeptanz und Praktika-

bilität von Förderbedingungen und

Antragsverfahren sollten regelmäßig

überprüft werden. 

� Innovative Konzepte in enger Abstim-

mung mit den Umschlags- und Schie-

nengüterverkehrsunternehmen umset-

zen. Neue KV-Systeme dürfen nicht

Deutsches Verkehrsforum
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am Markt vorbei entwickelt und geför-

dert werden. Nötig sind pragmatische

Lösungen, die in der Größe flexibel an

den Bedarf angepasst werden können.

� Gleisanschlussförderung praxisgerecht

gestalten. Unter anderem sind längere

Laufzeiten und praxisnahe Berichts-

zeiträume des Förderprogramms not-

wendig, die den Ausgleich schlechter

Jahre bei der Verlagerungsquote erlau-

ben. Ansonsten drohen Rückzahlun-

gen von Fördermitteln aufgrund von

Wirtschaftskrisen.

� Nationale Förderprogramme auf euro-

päischer Ebene weiter verzahnen, um

gemeinsame Projekte zu ermöglichen. 

� Vernetzte Verkehrsinfrastrukturen

schaffen. Die Hauptkorridore des Gü-

terverkehrs müssen durch Beseitigung

von Engpässen durchlässig gemacht

werden. Darüber hinaus ist der Netz-

ansatz durch eine Terminalstrategie zu

fördern, die sich – auch grenzüber-

schreitend – an Quell- und Zielregio-

nen orientiert. 

Sicherheit praxisgerecht 

gewährleisten
� Gezielt und verhältnismäßig agieren.

Die Sicherheit der Logistikkette hat

oberste Priorität, aber Schutzmaßnah-

men müssen gezielt und verhältnis-

mäßig sein. Denn hundertprozentige

Sicherheit gibt es nicht. Der Staat ist

aufgerufen, im Rahmen einer Risiko-

analyse Gefährdungen zu bewerten

und angemessene Schutzziele festzule-

gen. Gesetzliche Sicherheitsanforde-

rungen sollten nur dann verschärft

werden, wenn sich die Gefahrenlage

verändert. 

� Eng zusammenarbeiten. Für die Sicher-

heit der Transportkette sind klare Zu-

ständigkeiten und eine reibungslose

Kooperation aller Akteure auf nationa-

ler und internationaler Ebene grundle-

gend. Die Zuständigkeitsbereiche zwi-

schen Staat und Unternehmen sind

beizubehalten. Gefahrenabwehr ist

eine staatliche Aufgabe.

� System intelligenter machen und Pro-

zesse optimieren. Zusätzliche techni-

sche Kontrollen erhöhen nicht auto-

matisch die Sicherheit. Vielmehr be-
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darf es besserer Absprachen und koor-

dinierter Ansätze im Fracht- und Per-

sonenverkehr, um die Kontrollprozesse

zu vereinfachen und damit Fehlerquel-

len zu minimieren. Der Datenschutz

muss gewährleistet bleiben.

� Sicherheitsmaßnahmen global

deckungsgleich gestalten. Lieferun-

gen aus Drittstaaten mit kritischer

Sicherheitslage müssen stufenweise an

die hohen Standards der Europäischen

Union herangeführt werden. 

� Rechts- und Planungssicherheit schaf-

fen. Die Revision des Luftsicherheitsge-

setzes muss schnellstmöglich abge-

schlossen werden. Dabei müssen un-

terschiedliche Frachtkontrollmethoden,

wie sie die europäischen Vorlagen emp-

fehlen, zugelassen werden. Notwen-

dige Personalressourcen für die Zu-

lassung des »bekannten Versenders«

bzw. die Öffnung für private Prüfor-

ganisationen sind herzustellen. Schu-

lungsanforderungen sind mit Hilfe

einer modularen Struktur an den je-

weiligen Erfordernissen für die einzel-

nen Akteure auszurichten. 

Deutsches Verkehrsforum
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Jeder Bürger in Deutschland legt im Durch-

schnitt 3,4 Wege pro Tag zurück, über-

windet dabei rund 39 km und braucht

dafür 79 Minuten. Über die vergangenen

Jahrzehnte sind die Menschen mobiler ge-

worden, sie haben ihren Aktionsradius

bei Beruf, Freizeit und Einkauf ständig

erweitert. Geschätzte 28 Millionen Per-

sonen nutzen täglich die öffentlichen Ver-

kehrsmittel. Daraus wird deutlich, dass

die Mobilitätskette auch in Zukunft einen

starken ÖPNV braucht. Auch der Bund

steht deshalb in der Pflicht, an einer lang-

fristigen Stabilisierung der Finanzierung

mitzuwirken. Denn der Bedarf an Aus-

und Neubau bei der Infrastruktur des

ÖPNV wird auf 1,9 Milliarden Euro jähr-

lich geschätzt.

Viele Bürger sind nicht auf ein einziges

Verkehrsmittel festgelegt. Durch barriere-

frei gestaltete Verknüpfungspunkte, ver-

kehrsträgerübergreifende Informations-

und Bezahlsysteme sowie Mobilitätskar-

ten muss daher gewährleistet werden,

dass unterschiedliche Verkehrsmittel

nahezu barrierefrei kombiniert werden

können. Die physische Mobilität sollte

zunehmend von einer Informationskette

begleitet werden. Mobilitätsunternehmen

und Politiker haben die gemeinsame Auf-

gabe, die Vernetzung über den richtigen

Ordnungsrahmen voranzutreiben und die

Anwendung Intelligenter Verkehrssyste-

me auszubauen.

Darüber hinaus müssen die bisherigen

Erfolge bei der Straßenverkehrssicherheit

fortgesetzt werden. Dazu ist ein klares

Bekenntnis aller Akteure zu einer umfas-

senden Verkehrssicherheitspolitik not-

wendig.
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ÖPNV und SPNV stärken
� ÖPNV finanziell stärken. Um den ÖPNV

weiterhin attraktiv, wettbewerbs- und

leistungsfähig zu halten, muss die

Bundesförderung der kommunalen

Verkehrsinfrastruktur konsequent fort-

geführt und von 2014 bis 2019 auf

1,9 Milliarden Euro jährlich aufgestockt

werden. Für die Zeit nach 2019 ist ei-

ne Ersatzregelung für die Gemeinde-

verkehrsfinanzierung zu schaffen. Denn

Länder und Kommunen brauchen Pla-

nungssicherheit, um langfristige Auf-

träge vergeben zu können.

� Vollständige Zweckbindung durchset-

zen. Die von 2014 bis 2019 für den

Verkehr fließenden Entflechtungsmittel

dürfen von den Ländern ausschließlich

in ÖPNV und Straßen in der Baulast

von Kommunen, Kreisen und kommu-

nalen Zusammenschlüssen investiert

werden.

� Mehr Transparenz herstellen. Bund

und Länder müssen zur Transparenz

über die Verwendung der Finanzmittel

für den Verkehr sowie zu jährlichen

Berichten gegenüber dem Deutschen

Bundestag verpflichtet werden.

� Erhaltungsstau auflösen. Der Rückstau

bei den ÖPNV-Ersatzinvestitionen für

Fahrwege und Bahnhöfe von derzeit

rd. 3,4 Mrd. Euro muss zügig abgebaut

werden. Künftig ist der Erhaltungsbe-

darf bei der ÖPNV-Finanzierung mit

einzuplanen.

� SPNV-Finanzierung verstetigen. Für die

Zeit nach 2014 bedarf es einer Verste-

tigung der Regionalisierungsmittel für

den SPNV. Sie sind ausgehend vom

heutigen Niveau zu dynamisieren, 

um den zukünftigen sozial-, umwelt-,

klima- und energiepolitischen Heraus-

forderungen zur Sicherstellung der

Nahmobilität gerecht zu werden.

� Intermodalität unterstützen. Geeignete

Maßnahmen sind z.B. Anreize für be-

triebliches Mobilitätsmanagement im

Personenverkehr oder verkehrsträgerü-

bergreifende Verkehrsinformationssys-

teme in Echtzeit.

Verkehrstelematik etablieren
� »Open Data« ausweiten. Verkehrslage-

und Statusinformationen müssen nach

dem Prinzip des »Open Data« über

Unternehmensgrenzen hinweg bereit-
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gestellt oder entsprechende Schnitt-

stellen offen gelegt werden. Auch die

öffentliche Hand ist verpflichtet, im

Einklang mit dem Datenschutz ihren

Teil beizutragen, unter anderem durch

die Freigabe anonymisierter Daten aus

dem Lkw-Maut-System. 

� Verkehrsmanagementsysteme ohne

unnötige Regularien und Bürokratie

ausbauen sowie bundesweit vernetzen.

� Datenschutz mit Augenmaß gestalten

und Mehrwert ermöglichen. Es gilt, die

Privatsphäre zu wahren, aber gleich-

zeitig die Vorteile der Vernetzung aus-

zuschöpfen. Notwendig ist dazu eine

vernünftige Balance zwischen Anony-

misierung der Statusdaten und dem

Recht der Bürger auf informatorische

Selbstbestimmung. 

� Unterschiedliche Systeme zusammen-

führen. Standardisierung sollte dabei

jedoch nicht um jeden Preis erfolgen,

sondern sich am Gedanken der Indus-

triestandards orientieren, um nationa-

len bzw. internationalen Mehrwert zu

schaffen. 

� Intelligente Verkehrsinfrastruktur aus-

bauen. Informations- und Kommuni-

kationssysteme müssen in die Infra-

strukturplanung einbezogen werden,

auch um eine Förderung im Rahmen

der Daseinsvorsorge zu ermöglichen.

Breitband- und Mobilnetz sind als

Grundvoraussetzung für Telematik-

dienste zügig flächendeckend zu 

etablieren.

Straßenverkehrssicherheit 

weiter verbessern
� Fahrausbildung optimieren. Junge Auto-

fahrer und Zweiradfahrer sind am mei-

sten gefährdet im Straßenverkehr. Die

Fahrausbildung muss daher weiter vor-

angetrieben werden. Mehrphasige Aus-

bildungssysteme mit nachgelagerten

Fortbildungen wie z.B. in Österreich

sind zu evaluieren. 

� Straßen sicher gestalten. Vor allem

überregionale Außerortsstrecken müs-

sen systematisch optimiert werden.

Dazu zählt die vollständige Ausstat-

tung und regelmäßige Erneuerung von

Fahrbahnmarkierungen und der Einsatz

strukturierter Markierungen (Rüttel-

streifen).

� Notrufsystem e-Call konsequent ein-

führen. Um e-Call umzusetzen, muss

auch die dafür notwendige Infrastruk-

tur EU-weit aufgebaut werden. Dabei

sollten existierende privatwirtschaftli-

che Lösungen ebenfalls Berücksichti-

gung finden.
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Die deutsche Verkehrswirtschaft ist inno-

vativ, produktiv und wachstumsstark, sie

schafft Werte und Arbeitsplätze. Grund-

voraussetzungen für diesen Erfolg bilden

eine leistungsfähige transeuropäische In-

frastruktur, fairer Wettbewerb und glei-

che Marktzugangsbedingungen für alle

Verkehrsträger auf europäischer und glo-

baler Ebene. 

Daher sind die Unternehmen auf die Un-

terstützung der Bundesregierung ange-

wiesen: Die Harmonisierung in Europa

muss vollendet und die Liberalisierung

des Marktzuganges in allen Bereichen

tasächlich durchgesetzt werden. Dazu

bedarf es eines angeglichenen EU-Rechts-

rahmens, insbesondere für Umweltschutz-

auflagen, Besteuerung, Arbeitsbedingun-

gen, Fahrzeugzulassung, technologischer

Standardisierung und Sicherheitsbestim-

mungen. Außerdem müssen globale Wett-

bewerbsnachteile Europas abgebaut wer-

den. Notwendig ist dazu auch, die Posi-

tion des europäischen Luftverkehrs im

Verhältnis zu Drittstaaten zu stärken.

Für diese Belange muss sich die Bundes-

regierung in den politischen Diskussionen

auf europäischer Ebene einsetzen. Die

Herausforderung dabei besteht darin, den

gesellschaftlichen Mobilitätsanforderun-

gen gerecht zu werden und gleichzeitig

das wirtschaftliche Wachstum Europas zu

unterstützen. 
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Wettbewerbsfähigkeit stärken
� Fairen Wettbewerb ermöglichen.

Deutschland muss die Europäische

Kommission in ihren Bemühungen

unterstützen, gleichwertige Marktre-

geln im Inneren wie im Äußeren wei-

ter konsequent durchzusetzen. Insbe-

sondere gilt es, fairen Marktzugang

für die Hersteller, Betreiber und Logis-

tikdienstleister sicherzustellen sowie

die Subventionierung und Protektion

von Marktteilnehmern in der EU und

in Drittstaaten zu verhindern. 

� Diskriminierungsfreien Marktzugang

im Schienenverkehr sicherstellen. Der

Erfolg des einheitlichen europäischen

Eisenbahnmarktes entscheidet sich am

diskriminierungsfreien Netzzugang und

Betrieb für alle Teilnehmer, nicht an

der Unternehmensform der Verkehrs-

unternehmen. Die Bundesregierung

muss sich bei der EU für eine starke

und effektive Regulierung als Garant

für fairen Wettbewerb sowie für eine

Modelloffenheit hinsichtlich der Orga-

nisation von Netz und Transport mit

ausreichendem Spielraum für gut funk-

tionierende nationale Lösungsansätze

einsetzen.

� Infrastruktur solide finanzieren. Eine

wichtige Basis für die Wettbewerbs-

fähigkeit Europas ist eine bedarfsge-

rechte transeuropäische Verkehrsinfra-

struktur. Die Bundesregierung muss

eine solide Finanzierung der Transeuro-

päischen Verkehrsnetze entsprechend

des EU-Ansatzes in der »Connecting

Europe Facility« unterstützen. Die EU

sollte dazu gebracht werden, ihren

Ko-Finanzierungsanteil auf mehr als

30 Prozent zu erhöhen, um größere

Anreize für grenzüberschreitende Pro-

jekte zu setzen. 

� Einführung einseitiger nationaler Steu-

ern unterlassen und Luftverkehrssteuer

abschaffen. Die deutsche Luftverkehrs-

steuer belastet besonders diejenigen

Fluggesellschaften, die in Deutschland

ihren Heimatmarkt haben und bremst

das Wachstum des Luftverkehrs an

deutschen Flughäfen. Die Steuer stiftet

zudem keinen Umweltnutzen.

Harmonisierung vollenden
� Rechtsrahmen für neue Technologien

harmonisieren. Die Bundesregierung

muss die Europäische Kommission in

Standardisierungsaktivitäten unterstüt-
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zen, um interoperable und harmoni-

sierte Systeme (z.B. Ladeinfrastruk-

turen oder Schnittstellen Fahrzeug/In-

frastruktur) zu etablieren und sie mit

internationalen Vorschriften in Ein-

klang zu bringen. 

� Zulassung von Schienenfahrzeugen

beschleunigen. In Deutschland muss

die Zugzulassung grundlegend refor-

miert werden. Diese Reform muss zeit-

nah eingeleitet werden. Dazu stellt die

uneingeschränkte Anwendung des

»Handbuch Eisenbahnfahrzeuge«

einen ersten wichtigen Schritt dar.

Gleichzeitig gilt es, die Zulassungspro-

zesse in den EU-Mitgliedstaaten zu

verkürzen und weiter zu harmonisie-

ren. Die Bundesregierung muss sich

für europaweit einheitliche Zulassungs-

prozesse und Testverfahren sowie ge-

meinschaftlich anerkannte Zulassun-

gen einsetzen. 

� EU Anforderungen maßvoll umsetzen.

Es gilt, bei der Umsetzung europäischer

Anforderungen in nationale Gesetzge-

bung keine Verschärfung einzuführen.

Vielmehr sollte sich die Bundesregie-

rung auf EU-Ebene dafür einsetzen,

dass niedrigere Standards in europäi-

schen Nachbarländern an deutsche

Anforderungen angeglichen werden.

Liberalisierung durchsetzen
� Nationale Schienenpersonenverkehrs-

dienste öffnen. Die Liberalisierung der

europäischen Schienenverkehrsmärkte

darf nicht hinter der in Deutschland

bereits verwirklichten Marktöffnung

zurückbleiben. Die Bundesregierung

muss den angekündigten EU-Gesetzes-

vorschlag zur Liberalisierung der natio-

nalen Schienenverkehrsdienste in die-

sem Sinne begleiten. 

� Einheitlichen Europäischen Luftraum

ohne weiteren Zeitverzug umsetzen.

Der Single European Sky (SES) ist ein

unentbehrlicher Beitrag zur Kapazitäts-

erweiterung im europäischen Luftver-

kehr und zum aktiven Klimaschutz.

Deutschland muss seinen Verpflich-

tungen nachkommen, damit die Ver-

wirklichung gelingt.
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Unser Auftrag

»Mobilität für Deutschland« – durch ein

leistungsfähiges, kundenorientiertes, und

nachhaltiges integriertes Verkehrsystem

Unser Selbstverständnis

Wir sind die einzige verkehrsträgerüber-

greifende Wirtschaftsvereinigung des

Mobilitätssektors in Europa.

Wir verstehen uns als Anwalt für Mobilität.

Es geht uns um den Erhalt und die Verbes-

serung der Mobilitätsbedingungen als

Grundvoraussetzung für Wachstum und

Beschäftigung. 

Wir vereinen Unternehmen und Verbän-

de, Produzenten, Dienstleister, Berater und

Vertreter der Nutzer. Unsere rund 170 Mit-

glieder bilden die gesamte Wertschöp-

fungskette im Mobilitätssektor ab.

Wir verbinden die Verkehrswirtschaft mit

anderen Branchen wie Energie, Bau, Tele-

kommunikation, Finanzen und Beratung.

Im ständigen Dialog mit Politik, Wirt-

schaft, Wissenschaft und Medien agieren

wir als: 
� Interessenvertretung: Wir bündeln die

gemeinsamen Anliegen der Verkehrs-

wirtschaft gegenüber Politik, Medien

und Gesellschaft in Berlin und Brüssel.

� Netzwerk: Wir bringen nationale und

europäische Entscheider in der Politik,

Unternehmen und Verbänden zusam-

men.
� Plattform: Wir veranstalten jährlich über

30 Parlamentarische Abende, Sympo-

sien und Fachgespräche zu Kernfragen

und aktuellen Themen rund um die

Mobilität.
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� Impulsgeber: In Lenkungskreisen und

Arbeitsgruppen erarbeiten wir mit den

Experten der Mitgliedsunternehmen

unsere grundlegenden Strategien und

Positionen. 

Unsere Ziele

Akzeptanz: Anerkennung der wirtschaft-

lichen und gesellschaftlichen Bedeutung

von Verkehr und Mobilität durch Politik

und Öffentlichkeit

Infrastruktur: Leistungsfähige Verkehrs-

infrastrukturen als Grundlage für einen

attraktiven und wettbewerbsfähigen

Wirtschaftsstandort Deutschland

Umweltschutz: Umweltschonende,

energieeffiziente und leise Mobilität Ver-

netzung: Intelligent vernetzte Verkehrs-

systeme, in denen die einzelnen Verkehrs-

träger ihre Stärken voll ausspielen können

Kundenorientierung: Sichere, kunden-

freundliche und bezahlbare Mobilitätsan-

gebote

Logistik: Erhalt der internationalen Spit-

zenposition des Logistikstandorts Deutsch-

land 

Wettbewerb: Faire Bedingungen für alle

Verkehrsträger – national und international

Ansprechpartner:

Thomas Hailer: Geschäftsführer

Dr. Florian Eck: Stellvertretender Ge-

schäftsführer

Rainer Schätzlein: Leiter Häfen/Schiff-

fahrt, Luftverkehr, Straßenverkehr

Sarah Stark: Leiterin Europapolitik und

Bahntechnologie
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A
� AAE Ahaus Alstätter Eisenbahn Holding AG, Baar (CH)
� ACV Automobil-Club Verkehr Bundesrepublik

Deutschland, Köln
� ADAC e.V., München
� adesse anwälte, Berlin
� AD HOC European Relations, Gütersloh
� AGES International GmbH & Co. KG, Langenfeld
� Air Berlin PLC & Co. Luftverkehrs KG, Berlin
� ALSTOM Transport Deutschland GmbH, Salzgitter
� Andreas Schmid Logistik AG, Gersthofen
� A.T. Kearney GmbH, Berlin
� AUDI AG, Ingolstadt
� Autobahn Tank & Rast Holding GmbH, Bonn
� Autohof – Tanken – Rasten – Parken eG,

Herbolzheim
B

� Bain & Company Germany, Inc., Düsseldorf
� BearingPoint GmbH, Frankfurt/M
� Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), Berlin
� Bilfinger SE, Mannheim
� BLG Logistics Group AG & Co. KG, Bremen
� BMW AG, München
� Bochumer Verein Verkehrstechnik GmbH, Bochum
� Boeing Operations International, Inc., Berlin
� Bombardier Transportation GmbH, Berlin
� Booz & Company GmbH, Düsseldorf
� BP Europa SE, Hamburg
� BPW Bergische Achsen KG, Wiehl
� bremenports GmbH & Co. KG, Bremen
� Brunsbüttel Ports GmbH, Brunsbüttel
� Buss Port Logistics GmbH & Co. KG, Hamburg

C
� Captrain Deutschland GmbH, Berlin
� Commerzbank AG, Frankfurt/M
� con|energy ag, Essen
� CON MOTO Consulting Group GmbH, München

D
� Daimler AG, Stuttgart
� DAKOSY Datenkommunikationssystem AG,

Hamburg
� DEKRA e.V., Stuttgart
� Dettmer Group KG, Bremen
� Deutsche Bahn AG, Berlin
� Deutsche Bank AG, Frankfurt/M
� Deutsche Lufthansa AG, Frankfurt/M
� Deutsche Post AG, Bonn
� DEVK Allgemeine Versicherungs-AG, Köln
� DFDS Seaways GmbH, Cuxhaven
� DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, Langen
� DHL Freight GmbH, Bonn
� DLR Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt,

Köln

� Dornier Consulting GmbH, Friedrichshafen
� Drewes GmbH & Co. Investitions-KG, Bremen
� DVB Bank SE, Frankfurt/M
� DVV Media Group GmbH, Hamburg
� Dyckerhoff AG, Wiesbaden
� DZ BANK AG, Frankfurt/M

E
� EADS Deutschland GmbH, München
� Ernst Frankenbach GmbH Spedition, Mainz-Kastel
l� Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft, Stuttgart
F

� Fichtner Water and Transportation GmbH, Stuttgart
� FIEGE Logistik Holding Stiftung & Co. KG, Greven
� Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB), Berlin
� Flughafen Düsseldorf GmbH, Düsseldorf
� Flughafen Hamburg GmbH, Hamburg
� Flughafen Köln/Bonn GmbH, Köln
� Flughafen München GmbH, München
� Flughafen Nürnberg GmbH, Nürnberg
� Fraport AG, Frankfurt/M
� Fraunhofer-Arbeitsgruppe für Supply Chain Services

(SCS), Nürnberg
G

� GEFCO Deutschland GmbH, Mörfelden-Walldorf
� Gerd Körner Consulting KG, Weiterstadt

H
� HaCon Ingenieurgesellschaft mbH, Hannover
� Hafen Hamburg Marketing e.V., Hamburg
� Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft,

Hamburg
� Hamburg-Köln-Express GmbH, Köln
� Hamburg Port Authority AöR, Hamburg
� Hamburg Südamerikanische Dampfschifffahrts-

Gesellschaft KG, Hamburg
� Hauptverband der Deutschen Bauindustrie e.V.,

Berlin
� HCL GmbH, Eschborn
� Helaba Landesbank Hessen-Thüringen, Frankfurt/M
� Hellmann Worldwide Logistics GmbH & Co. KG,

Osnabrück
� HFK Rechtsanwälte LLP, Frankfurt/M
� HOCHTIEF Aktiengesellschaft, Essen
� HOLM GmbH (House of Logistics & Mobility),

Frankfurt/M
� Horst Mosolf GmbH & Co. KG, Kirchheim/Teck

I
� IAV GmbH Ingenieurgesellschaft Auto und Verkehr,

Berlin
� IBM Deutschland GmbH, Ehningen
� IMPERIAL Logistics International B.V. & Co. KG,

Duisburg
� Ing.-Büro Dipl.-Ing. H. Vössing GmbH, Düsseldorf
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� Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISL),
Bremen

� Iveco Magirus AG, Unterschleißheim
J

� JadeWeserPort Realisierungs GmbH & Co. KG,
Wilhelmshaven

K
� KfW IPEX-Bank GmbH, Frankfurt/M
� KG GEKOL Mineralölhandel GmbH & Co.,

Hamburg
� Kienbaum Consultants International GmbH,

Düsseldorf
� Knorr-Bremse AG, München
� KombiConsult GmbH, Frankfurt/M
� Kombiverkehr KG, Frankfurt/M
� KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraft-

verkehrs VaG, Hamburg
� Kühne + Nagel (AG & Co.) KG, Hamburg

L
� Leipziger Messe GmbH, Leipzig
� Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH, Leipzig
� Linklaters LLP, Berlin
� LNC LogisticNetwork Consultants GmbH, Hannover
� Logplan GmbH, Frankfurt/M
� Lokomotion Gesellschaft für Schienentraktion

mbH, München
M

� Magdeburger Hafen GmbH, Magdeburg
� MAN Truck & Bus AG, München
� Max Aicher GmbH & Co. KG, Freilassing
� McKinsey & Company, Inc., München
� Messe Frankfurt Venue GmbH, Frankfurt/M
� MEV Eisenbahn-Verkehrsgesellschaft mbH,

Mannheim
� Mitteldeutsche Flughafen AG, Leipzig
� M&M Militzer & Münch Deutsche Holding GmbH,

Hof
� M. M. Warburg & CO KGaA, Hamburg
� MTU Aero Engines GmbH, München

N
� Neuss-Düsseldorfer Häfen GmbH & Co. KG, Neuss
� NIIT Technologies GmbH, Stuttgart
� NILES-SIMMONS-HEGENSCHEIDT GmbH, Chemnitz
� NordWestLinie e.V., Voltlage
� North Sea Terminal Bremerhaven GmbH & Co.,

Bremerhaven
O

� OBERMEYER Planen + Beraten GmbH, München
� On Rail GmbH, Mettmann
� Oskar Schunck AG & Co. KG, München

P
� PANALPINA Welttransport (Deutschland) GmbH,

Mörfelden
� PERSONALUNION, Hamburg
� PLANCO Consulting GmbH, Essen
� Plasser & Theurer GmbH, Wien
� Port of Rotterdam, Rotterdam
� PricewaterhouseCoopers AG WPG, Frankfurt/M
� PUTZ & PARTNER Unternehmensberatung AG,

Hamburg
R

� Railistics GmbH, Wiesbaden

� Reederei Jaegers GmbH, Duisburg
� Reverse Logistics GmbH, Dornach
� Rhenus AG & Co. KG, Duisburg
� RMV Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH, Hofheim
� Robert Bosch GmbH, Stuttgart
� Rödl & Partner GbR, Nürnberg
� Roland Berger Strategy Consultants GmbH,

Düsseldorf
� Rolls-Royce Deutschland Ltd. & Co. KG, Dahlewitz

S
� Schenker AG, Essen
� Schenker Deutschland AG, Kelsterbach
� Schnellecke Group AG & Co. KG, Wolfsburg
� Schüßler Plan Consult GmbH, Düsseldorf
� Seaports of Niedersachsen GmbH, Oldenburg
� Seehafen Wismar GmbH, Wismar
� SHS Business Consultants GbR, München
� Siemens AG, Erlangen
� Spiekermann GmbH Consulting Engineers,

Düsseldorf
� Steria Mummert Consulting AG, Münster
� strabau GmbH, Niederau bei Meißen

T
� Talgo (Deutschland) GmbH, Berlin
� Techdata Projektsteuerung und Projektmanagement

im Bauwesen GmbH, Berlin
� TFG Transfracht Internationale Gesellschaft für

kombinierten Güterverkehr mbH & Co. KG,
Frankfurt/M

� Thales Deutschland GmbH, Stuttgart
� ThyssenKrupp AG, Essen / Düsseldorf
� Toll Collect GmbH, Berlin
� TransCare AG, Wiesbaden
� TransInvest Holding AG, St. Gallen
� T-Systems International GmbH, Frankfurt/M
� TUIfly GmbH, Hannover

U
� UNION TANK Eckstein GmbH & Co. KG,

Kleinostheim
� UNITI Bundesverband mittelständischer

Mineralölunternehmen e.V., Berlin
� UPS Transport OHG, Neuss

V
� VDA Verband der Automobilindustrie e.V., Berlin
� VdTÜV - Verband der TÜV e.V., Berlin
� VDV Verband Deutscher Verkehrsunternehmen,

Köln
� Verein Deutscher Zementwerke e.V., Düsseldorf
� Vereinigung Deutscher Autohöfe e.V. (VEDA),

Nordhorn
� Volkswagen Logistics GmbH & Co. OHG,

Wolfsburg
� VTG Aktiengesellschaft, Hamburg

W
� Wagener & Herbst Management Consultants

GmbH, Potsdam
� Wilmer Cutler Pickering Hale and Dorr LLP, Berlin

Z
� ZDS Zentralverband der Deutschen

Seehafenbetriebe e.V., Hamburg

Stand: März 2013 
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